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Josef Maushart, Solothurner Indus-
trieller und angehender CVP-Politi-
ker, lobte in einem Gastkommentar 
die USR III und meint, die Reform sei  
«gut. Sie ist ein gut schweizerischer 
Kompromiss.»

VON SCHAMLOS 
HIN ZU HERZLOS
Wir sind ganz anderer Meinung, 
widmen uns deshalb in dieser Aus-
gabe dem Thema und zeigen unsere 
Lösungsvorschläge auf. Gleichzeitig 
rufen wir unsere Mitbürgerinnen 
und Mitbürger auf, das Referendum 
gegen die USR II und die Solothurner 
Volksaufträge zu unterzeichnen.

Die bisherige schweizerische 
Steuerpraxis ist kein Ruhmesblatt. 
Schamlos bot unser Land Unterneh-
men steuerliche Sonderkonditionen, 
prallvoll zeigen sich die Konten der 
Konzernchefs. Diese Steuerprivile-
gien sind international schon lange 
geächtet. Moralisch sind sie auch für 
viele Schweizerinnen und Schwei-
zer nicht mehr vertretbar. Herr 
Maushart lässt es offen, ob er diese 
Praxis moralisch gut oder schlecht 
findet. Gut findet er hingegen, dass 
die Schweiz davon profitiert hat. 

Welche Schweiz meinen Sie, Herr 
Maushart, oder anders gefragt: Mei-
nen sie auch den Teil unseres Lan-
des, in dem ein Sparpaket ums ande-
re geschnürt wird? Wo inzwischen 
Zwangsferien an Schulen verordnet 
werden, wo Menschen 100% arbei-
ten und ihr Lohn zum Leben nicht 
reicht, wo Menschen mit Behinde-
rungen und viele Familien die hohen 
Krankenkassenprämien nicht mehr 
bezahlen können? 

Ziel war einst eine gegenfinan-
zierte Reform, und zwar bezahlt 
durch jene, die davon profitieren – 
die Unternehmen und Aktionäre. 
Statt Mehreinnahmen zu erzielen, 
wurden nun massive Steuererleich-
terungen beschlossen, welche das 
Gegenteil bewirken. Die Reform ist 
zum Selbstbedienungsladen für rei-
che Unternehmer und Aktionäre 
geworden. Das hat Steuerausfälle 
in Milliardenhöhe zur Folge. Unter-
nehmen müssen nach allen Privile-
gien nur noch 20 % versteuern. Wel-
cher Büezer kann bei seiner Steu-
errechnung einen Rabatt von 80 % 
geltend machen? Das soll ein gut 
schweizerischer Kompromiss sein? 

Eine faire Unternehmenssteuer-
reform III ist möglich, z. B. mit der 
Einführung einer Kapitalgewinn-

steuer oder der Aufhebung des Teil-
besteuerungsverfahrens bei den 
Dividenden. Dies hätte Mehreinnah-
men zur Folge, die USR III wäre ge-
genfinanziert. Herr Maushart macht 
sich Sorgen, dass von den 24 000 
Unternehmen einige abwandern 
würden. Andere Standortqualitä-
ten als die Steuerpraxis scheinen in 
der Lebensrealität einiger Finanz-
jongleure nicht zu existieren, und 
so provozieren sie in den Kantonen 
und Gemeinden herzlose Sparpake-
te. Ich mache mir Sorgen um unsere 
privaten Haushalte, bei denen heute 
schon 600 000 Menschen von Ar-
mut betroffen sind, und verlange mit 
dem Referendum einen gut schwei-
zerischen Kompromiss, einen, der 
sich am Wohle der Schwachen misst.

Solidarität

Die Reform ist 
zum Selbstbe- 
dienungsladen für 
reiche Unterneh-
mer und Aktio- 
näre geworden.

Franziska Roth, Partei- 
präsidentin und Kantonsrätin 
rosso17@bluewin.ch
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Die Energiewende: 
Ça ne coûte pas, ça rapporte!
Der Schweizer Bertrand Piccard und 
sein Landsmann André Borschberg 
haben in den vergangenen Monaten 
die Erde ohne einen Tropfen Treib-
stoff umrundet. Einzig die Kraft der 
Sonne trieb ihr Flugzeug Solar Im-
pulse 2 an. Damit haben die beiden 
Pioniere allen kritischen Stimmen 
getrotzt und uns aufgezeigt, dass 
der Glaube an die Machbarkeit ge-
paart mit einer riesigen Motivation 
und der technischen Entwicklung 
Berge oder eben Flugzeuge verset-
zen kann. Diese historische Leis-
tung mit grosser Symbolkraft zeigt 
uns, was möglich ist. Von diesem Es-
prit wünsche ich mir in der Schweiz 
noch viel mehr für die Entwicklung 
der erneuerbaren Energien, denn 

an ihnen führt kein Weg vorbei. 
Das enorme Potenzial, welches uns 
Wasser, Sonne, Biomasse oder Wind 
als unerschöpfliche Energiequellen 
zur Verfügung stellen, müssen wir 
für unsere Unabhängigkeit nützen 
können. Visionär sollen wir in Pro-
jekte mit grosser Wertschöpfung 
investieren. Denn wer weiter auf 
die Atomkraft setzt, den wird auch 
der Markt bestrafen. Auf die Frage 
nach den Kosten der Energiewende 
brachte es Ségolène Royal, die fran-
zösische Umwelt- und Energiemi-
nisterin, auf den Punkt: «Ça ne coû-
te pas, ça rapporte!» In diesem Sinne 
unterstütze ich auch die Volksiniti-
ative «Für eine nachhaltige und res-
sourceneffiziente Wirtschaft (Grüne 
Wirtschaft)», über die wir im Sep-
tember abstimmen. Diese will die in-

novative Kraft der Schweiz nutzen, 
um die Umweltbelastung zu senken 
und die heimische Wirtschaft zu 
stärken. Nägel mit Köpfen machen 
wir dann im November mit einem 
JA zur Atomausstiegsinitiative. Die 
künftige Energieversorgung ist sau-
ber und möglichst autark. Lasst uns 
alle beharrliche, weitsichtige Pio-
niere sein, damit unser ökologischer 
Fussabdruck auf der Erde reduziert 
wird. Es lohnt sich!

MEIN 
STAND-
PUNKT
Mathias Stricker, Bettlach
Kantonsrat
mathias.stricker@bluewin.ch
www.mathias-stricker.ch

Susanne Schaffner-Hess,  
Kantonsrätin aus Olten 
adv.schaffner@bluewin.ch

ENSIE & MATTHIAS

Unabhängig vom Inkrafttreten der 
Unternehmenssteuerreform III 
(USR III) schlägt die Regierung des 
Kantons Solothurn bereits auf An-
fang 2017 Steuersenkungen für Un-
ternehmen vor. Die SP verlangt des-
halb mittels Volksaufträgen, dass 
keine vorsorglichen Steuersenkun-
gen erfolgen dürfen und, falls die 
USR III in Kraft treten sollte, Steu-
ersenkungen mit Massnahmen zur 
finanziellen Stärkung von Familien 
und kleinen und mittleren Einkom-
men verknüpft werden müssen. 

Keine Steuersenkungen auf dem 
Buckel von Familien und wenig 
Verdienenden
Das ursprüngliche Ziel der vom 
Bundesrat in die Wege geleiteten 
Steuerreform war die Abschaffung 

der Steuerprivilegien der Holding-
gesellschaften. Die damit verbun-
denen Steuersenkungen für alle an-
dern Unternehmen und die dadurch 
verursachten Steuerausfälle sollten 
aber gegenfinanziert werden. Das 
Bundesparlament hat Ausgleichs-
massnahmen abgelehnt und zusätz-
liche Steuergeschenke an die Unter-
nehmen und damit an die Aktionäre 
in die Vorlage gepackt. Damit sind 
bereits beim Bund Steuerausfälle 

von mehr als 1,3 Miliarden Franken 
zu erwarten. Bereits heute ist vorge-
sehen, diese Milliardenausfälle auf 
Bundesebene auf dem Buckel von Fa-
milien, Rentnerinnen und Rentnern 
sowie durch Kürzung der Bundesgel-
der für den öffentlichen Verkehr zu 

kompensieren. Damit nimmt der fi-
nanzielle Druck auf die Kantone und 
die Gemeinden zu, welche am Ende 
der Kette die entsprechenden Leis-
tungen in diesen Bereichen finanzie-
ren. Deshalb hat die SP das Referen-
dum gegen die USR III ergriffen. 

Gemeinden auch betroffen
Der Steuerwettbewerb unter den 
Kantonen wird aber bereits ange-
heizt, bevor die USR III überhaupt 
in Kraft ist. Jeder will der erste sein, 
der die Gewinnsteuern für die Un-
ternehmen senkt. Massive Steuer-
ausfälle bei Kanton und Gemeinden 
sind die Folge. 

Der Regierungsrat des Kantons 
Solothurn schlägt im Aufgaben- 
und Finanzplan 2017–2021 vor, die 
Steuern vorsorglich bereits ab 2017 
sukzessiv zu senken. Als erster 
Schritt soll der Steuerfuss bei den 
juristischen Personen von 104 auf 
100 % gesenkt werden. Damit wür-
den alle Unternehmen und damit 
auch die privilegierten Holdingge-
sellschaften im Jahr 2017 nach dem 
Giesskannenprinzip von Steuersen-
kungen profitieren. Ein unsinniges 
Steuergeschenk, nachdem die Kan-
tonsfinanzen nach einschneidenden 
Sparmassnahmen eben erst wieder 
auf Kurs sind. Die vom Regierungs-
rat vorgeschlagenen Steuersenkun-

NICHT auf dem Buckel von  Familien und wenig Verdienenden



Kanton Solothurn LINKS
164 ∙ 2016 11

Deshalb 
wird mit 
den Volks-
aufträgen 
von den 
Unter- 
nehmen 
eine Ge-
genleistung 
verlangt.

ENSIE & MATTHIAS

NICHT auf dem Buckel von  Familien und wenig Verdienenden

SP AN DER HESO 
Vom 23. September bis 2. Oktober 2016 findet die Herbst-
messe HESO in Solothurn statt. Erstmals in der Geschichte ist 
auch die Sozialdemokratische Partei Kanton Solothurn mit 
einem eigenen Stand dabei. Die Vorbereitungen dazu laufen 
auf  Hochtouren und wir sind bestrebt, die SP den Besucherin-
nen und Besuchern so zu präsentieren, wie sie ist: solidarisch, 
gerecht und frei! 

Damit sich unsere Partei während 9 Tagen kompetent präsen-
tieren kann, brauchen wir Dich. Solltest Du bereit sein, Deine 
Partei an der HESO zu unterstützen, interessierten Menschen 
Rede und Antwort zu stehen, Unterschriften zu sammeln, neue 
 Mitglieder zu werben – einfach einige Stunden lang mit wei-
teren  Personen unseren und deinen Stand zu betreuen, dann 
melde dich bitte per Mail, Post (Talon) oder Telefon. 

Vielen Dank!

Ich bin bereit am SP-Stand an der HESO mitzuhelfen.
Datum und Zeit (es dürfen auch mehrere Tage angegeben werden) 

Name

Vorname

Ort

Telefon

E-Mail

So rasch wie möglich senden an: SP Kanton Solothurn, Postfach 1555, 
4502 Solothurn, 032 622 07 77, niklaus.wepfer@sp-so.ch

Vielen Dank. Sobald genügend Personen für die Mithilfe zur Verfügung 
stehen, wird der Einsatzplan erstellt.

gen auch für die Folgejahre hätten 
bis 2020 Einnahmenausfälle von 60 
bis 80 Millionen Franken zur Fol-
ge – bevor die USR III überhaupt in 
Kraft wäre. Die Gemeinden wären in 
ähnlichem Rahmen direkt von Steu-
erausfällen betroffen, jedoch je nach 
Gemeinde – abhängig vom Anteil 
an Unternehmenssteuereinnahmen 
– in unterschiedlichem Ausmass. 
Dies bevor überhaupt Ausgleichs-
zahlungen vom Bund flössen oder 
klar wäre, wie diese Steuerausfälle 
auf Kantons- wie auf Gemeindeebe-
ne kompensiert werden sollen. Ein 
massiver Leistungsabbau, Gebüh-
renerhöhungen und Steuererhöhun-
gen für diejenigen, die von der USR 
III nichts haben, insbesondere die 
kleinen und mittleren Einkommen, 
wären die Folge.

Volksaufträge der SP jetzt  
unterzeichnen
Die SP wehrt sich gegen ungerechte 
Steuergeschenke. Mit Volksaufträ-
gen soll der Regierungsrat jetzt in 
die Pflicht genommen werden, auch 
wenn die Referendumsfrist zur USR 
III noch läuft. Unternehmen profi-
tieren im Zuge der USR III von Steu-
ersenkungen, welche sie so nie ver-
langt haben. Deshalb wird mit den 
Volksaufträgen von den Unterneh-
men eine Gegenleistung verlangt. 

Der Kanton Waadt hat bereits er-
folgreich aufgezeigt, wie die Minder-
einnahmen mit Mehrleistungen der 
Unternehmen kompensiert werden 
können. Er hat seine Steuersenkun-
gen an ein Massnahmenpaket ge-
koppelt. Die Mindereinnahmen tref-
fen nicht nur die Bevölkerung (v. a. 
die kleinen und mittleren Einkom-
men), sondern auch die Gemeinden. 
Die Massnahmen, die mit den Volks-
aufträgen verlangt werden, entlas-
ten denn auch die Gemeinden we-
sentlich. Die Kaufkraft der Familien 
soll gestärkt werden. So werden zum 
Beispiel durch Arbeitgeberbeiträge 

EIN UMFASSENDES MASSNAHMENPAKET
1. «Arbeitsplätze sichern»
Unternehmen sollen jährlich einen Beitrag in einen Bildungsfonds ein-
zahlen. Arbeitnehmende ohne genügende Ausbildung sollen sich besser 
qualifizieren können.
2. «Kaufkraft der Familien stärken»
Erhöhung der Familienzulagen; Ausbau der Familienergänzungsleistun-
gen; Schaffung von bezahlbaren Kinderbetreuungsplätzen; Erhöhung der 
Prämienverbilligung.
3. «Mehr Steuergerechtigkeit»
Erhöhung des Steuerabzugs für Personen mit kleinem Einkommen; Mini-
mierung von Steuerverlusten durch genügend Personalressourcen; Erhö-
hung der Vermögenssteuer und der Dividendenbesteuerung.

Die Volksaufträge jetzt unterzeichnen und an das Sekretariat in Solothurn 
schicken. Unterschriftenbögen auf der Homepage ausdrucken oder per  
Telefon oder Mail bestellen.

finanzierte höhere Kinderzulagen 
und Beiträge an Kinderbetreuungs-
plätze verlangt. Unternehmen sollen 
in die Nachhol- und Weiterbildung 
von Arbeitskräften investieren. 
Schliesslich werden Korrekturen 
bei den Steuererleichterungen für 
die Reichsten, zum Beispiel durch 
Erhöhung der Vermögenssteuern, 
gefordert. Die kleinen Einkommen, 
insbesondere die Rentnerinnen und 
Rentner, sollen endlich gerecht be-
steuert werden. Mit den Volksauf-
trägen wird deshalb auch eine Er-
höhung des Steuerabzugs für kleine 
Einkommen verlangt. 
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Bist Du interessiert an einer Kandidatur für den Kantons- und/oder 
den Gemeinderat? Dann melde Dich bei Deiner Sektion oder 
bei der Kantonalpartei.

 

KANTONSRAT

In der Kantonsratssession hat die SP 
ein grosses Ziel erreicht: Die defi-
nitive Einführung der Ergänzungs- 
leistungen für einkommensschwa-
che Familien.

SP ist erfreut über Ergänzungs- 
leistungen für Familien
Die Ergänzungsleistungen für ein-
kommensschwache Familien wer-
den nach der achtjährigen Testphase 
definitiv eingeführt. Gegenwärtig 
erhalten rund 750 Familien und 
über 1500 Kinder bedarfs- und si-
tuationsgerechte Leistungen, wel-
che ihre Lebenslage nachweislich 
verbesseren. Kantonsrätin Susanne 
Schaffner (Olten) stellte erfreut fest, 
dass die Ergänzungsleistungen für 
einkommensschwache Familien sich 
bewährt haben, zur Armutsbekämp-
fung beitragen und damit Sozialhil-
febedürftigkeit abwenden. Sie schaf-
fen den Anreiz, eine Erwerbstätigkeit 
aufzunehmen.

SP wollte längere Unterstützung 
bis zum 8. Altersjahr
Die Altersgrenze von sechs Jahren für 
die Anspruchsberechtigung ist für 
die SP eindeutig zu tief angesetzt, da 
gerade für eine längerfristige und ge-
festigte Erwerbstätigkeit anerkann-
termassen die Ausrichtung von Er-
gänzungsleistungen bis mindestens 
zum achten Altersjahr des jüngsten 
Kindes nötig wäre. Damit würden der 
Rückfall in die Sozialhilfe vermieden 
und die Gemeinden nachweislich 
entlastet. Aus diesem Grund forder-
te die SP den Ausbau, damit die Ar-
mut noch effizienter bekämpft, die 
Sozialhilfe und die Gemeinden noch 
mehr entlastet werden können und 
die Erwerbstätigkeit weiter gefestigt. 
Der Kantonsrat entschied sich dage-
gen und damit für die Weiterführung 
des bisherigen Modells.

SP kritisiert zögerliche Unter- 
stützung des Stahlwerks
Ende Januar wurde bekannt, dass 
die Stahl Gerlafingen AG ihre Lehr-
werkstatt schliessen muss. Vierzehn 
Lernende waren betroffen. Für Em-
pörung sorgte vor allem, dass das 

kantonale Amt für Wirtschaft und 
Arbeit (AWA) sich abschätzig zu ei-
nem Gesuch über die temporäre 
Teilfinanzierung der Lehrwerkstatt 
äusserte. Für Kantonsrat Markus 
Baumann (Derendingen) war unver-
ständlich, dass der breite Interpre-
tationsspielraum des Gesetzes nicht 
genutzt und nicht aktiv eine Lösung 
gesucht wurde.

SP: Wer bezahlt die Wegkosten 
der Spitex?
Im Kanton Solothurn ist es seit 2015 
nicht mehr selbstverständlich, dass 
die Wegkosten automatisch von der 
Spitex übernommen werden. Die 
Gemeinden haben dank einem Merk-
blatt vom Amt für Soziale Sicherheit 
(ASO) die Freiheit, die Kosten für die 
zurückgelegten Wegstrecken ihren 
Klientinnen und Klienten zu ver-
rechnen. Für Kantonsrat Hardy Jäggi 
(Recherswil) ist dies eine unhaltbare 
Situation und er hatte deshalb eine 
Interpellation mit kritischen Fragen 
eingereicht. Mit den Antworten des 
Regierungsrates ist er nicht zufrie-
den, da die Spitex-Klienten nicht 
mehr überall gleich behandelt wer-
den. Für ihn ist klar, dass die Weg-
kosten zu den Pflegedienstleistun-
gen gehören und daher von der Spi-
tex übernommen werden müssen. Er 
forderte den Regierungsrat auf, das 
ASO-Merkblatt zurückzuziehen.

SP: USR-III-Pläne von Regierung 
inakzeptabel
Während der Beratung des integ-
rierten Aufgaben- und Finanzplans 
wurde klar, dass die Regierung im 
Zusammenhang mit der Umsetzung 
der Unternehmenssteuerreform III 
bereits beschlossen hat, die Steuern 
bei den juristischen Personen ab 2017 
vorsorglich zu senken. Dies im Wis-
sen, dass die USR III noch gar nicht 
in Kraft ist und die Unterschriften-
sammlung für ein Referendum gegen 
die USR III läuft. Im Weiteren hat die 
Regierung noch nicht darüber bera-
ten, wie die Steuerausfälle kompen-
siert werden sollen. Ein solches Vor-
preschen der Regierung ist für die SP 
unverantwortlich und generiert nur 

unnötige Steuerausfälle von ca. 60 
Mio. Franken.

SP-Volksaufträge: Stärkung der 
Kaufkraft der Familien und Steuer-
gerechtigkeit
Kantonsrat Simon Bürki (Biberist) 
wehrte sich gegen diese Steuersen-
kungen im Voraus und forderte die 
Regierung auf, zuerst darzulegen, 
wie sie sich bei einem allfälligen 
Inkrafttreten der USR III im Steuer-
wettbewerb der Kantone positionie-
ren will und welche Kompensations-
massnahmen mit allfälligen Steuer-
senkungen verbunden würden. Die 
SP verlangt, dass die Unternehmen, 
welche von diesen unerwarteten 
Steuerersparnissen profitieren, eine 
Gegenleistung erbringen. Zudem 
sollen die Steuerausfälle minimiert 
und gleichzeitig die Kaufkraft der 
Familien gestärkt werden. Die SP hat 
darum drei Volksaufträge lanciert, 
die Massnahmen zur Stärkung der 
Kaufkraft der Familien vorsehen und 
Steuergerechtigkeit schaffen sollen 
(siehe Bericht S. 10/11 in dieser Aus-
gabe).

Die SP fordert Steuergerechtigkeit 
– für alle statt für wenige!

Simon Bürki, Kantonsrat  
aus Biberist
simon-buerki@bluewin.ch

Die SP will  
Familien 
stärken  
und tiefe 
Einkommen  
entlasten

VERANSTALTUNGEN
Donnerstag, 25. August 2016
Kantonaler Parteitag in Olten
AHVplus, Nachrichtendienst, grüne Wirtschaft und Referat  
zur USRIII mit Giorgio Tuti, Franziska Roth, Irene Meier-Reber 
und Susanne Schaffner. Beginn 19.30 Uhr im Hotel Arte.
www.sp-so.ch

Samstag, 27. August 2016
Solidaritätsfest auf dem Balmberg
Wandern und feiern für AHVplus. Treffpunkt 10 Uhr  
HB Solothurn. Ab 12 Uhr Fest auf dem Balmberg mit Risotto, 
Musik, Reden und Kinderprogramm.
www.gbs-online.ch   

Donnerstag, 15. September 2016
«Aktuell aus Bern» in Bettlach
Um 18.30 Uhr gibt’s Risotto in der Zähnteschür und ab  
19.30 Uhr Aktuelles mit Roberto Zanetti, Bea Heim und  
Philipp Hadorn.


